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Datum -

Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts Dresden vom 13.
November 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind auch im Beschwerdeverfahren
nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die BeschwerdefÃ¼hrer (BF) machen gegenÃ¼ber der Beschwerdegegnerin (BG),
bei der die BeschwerdefÃ¼hrerin zu 1. versichert ist, im Wege der Eilentscheidung
die Ã�bernahme von Kosten fÃ¼r eine Invitro-Fertilisation mit
intrazytoplasmatischer Spermatozoen-Injektion (ICSI) geltend. Die BF sind
verheiratet. Nach der Bescheinigung des GynÃ¤kologen Dr. G â�¦ vom 03.05.2000
besteht bei ihnen seit 1994 "EhesterilitÃ¤t". Effektivste Aussicht fÃ¼r eine
erfolgreiche Therapie bestehe nur, wenn zusÃ¤tzlich zur In-vitro-Fertilisation das
Verfahren der ICSI angewendet werde. Die BG hat den hierauf gestellten Antrag auf
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das Verfahren der ICSI abgelehnt (Bescheid vom 26. Mai
2000). Dagegen legte die BeschwerdefÃ¼hrerin am 07. Juni 2000 Widerspruch ein.
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Am 28. September 2000 haben die BF beim Sozialgericht Dresden (SG)
UntÃ¤tigkeitsklage erhoben und gleichzeitig den Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung mit dem Ziel gestellt, die BG "zu verpflichten, gegenÃ¼ber
den Antragstellern zu erklÃ¤ren, dass die Antragsgegnerin die Kosten fÃ¼r eine
intrazytoplasmatische Spermieninjektion (ICSI) nebst allen damit im
Zusammenhang stehenden Leistungen, wie Laboruntersuchungen, Ultraschall,
Voruntersuchung, Stimmulation- und IVF-Behandlung gegenÃ¼ber der
gynÃ¤kologischen Gemeinschaftspraxis Dr. med. F. A. H â�¦, Dr. med. P. J â�¦ und
Dr. med. A. G â�¦, G â�¦straÃ�e 30, 04103 L â�¦" Ã¼bernimmt. Zur BegrÃ¼ndung
haben sie vorgetragen, dieser Anspruch sei im einstweiligen VerfÃ¼gungsverfahren
durchzusetzen, da hier das Interesse an der Aufrechterhaltung der Ehe auch im
Hinblick auf den Wunsch, Kinder zu bekommen, ganz klar Ã¼berwiege. Bereits
durch die Geburt des Kindes im Jahr 1998 durch kÃ¼nstliche Befruchtung sei
indiziert, dass die MaÃ�nahme durchaus erfolgsversprechend und nahezu
erfolgsgarantierend sei. Die BF begehrten keine, von der Krankenkasse nicht zu
tragende "Fremdbefruchtung", sondern die kÃ¼nstliche Befruchtung mit den
Samen des Ehemannes. Aufgrund des pathologischen Zustandes beim Ehemann sei
die Sache Ã¤uÃ�erst eilbedÃ¼rftig, da Ã¤rztlicherseits einzuschÃ¤tzen sei, dass die
Samen des BeschwerdefÃ¼hrers an AktivitÃ¤t derart nachzulassen drohten, dass
eine entsprechende Befruchtung nicht mehr mÃ¶glich sei.

Das SG hat den Antrag mit Beschluss vom 13. November 2000 sinngemÃ¤Ã�
abgelehnt. Ein Anspruch auf Erlass einer einstweiligen Anordnung sei bereits
deshalb nicht gegeben, da jedenfalls ein Anordnungsanspruch der BF nicht gegeben
sei. Nach summarischer PrÃ¼fung seien keinerlei Anhaltspunkte fÃ¼r eine
Rechtswidrigkeit des Bescheides der BG vom 26. Mai 2000 gegeben. Die BF hÃ¤tten
gegenÃ¼ber der BG weder einen Anspruch auf volle KostenÃ¼bernahme fÃ¼r das
IVF/ICSI-Verfahren noch auf Ã�bernahme der Behandlungskosten fÃ¼r das IVF-
Verfahren, insoweit dieses als Vorbehandlung fÃ¼r das ICSI-Verfahren erforderlich
sei. Bei der beantragten ICSI handele es sich nicht um eine Leistung der
gesetzlichen Krankenversicherung. Mit Beschluss vom 14. August 1990 habe der
Bundesausschuss der Ã�rzte und Krankenkassen in Anwendung der Â§Â§ 27 a Abs.
4 und 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 10 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) die Richtlinien
Ã¼ber kÃ¼nstliche Befruchtung erlassen. Mit Beschluss vom 01. Oktober 1997
(BAnz 1997 Nr. 243) habe er folgende Nr. 10.5 eingefÃ¼gt: "Die ICSI ist derzeit
keine Methode der kÃ¼nstlichen Befruchtung im Sinne dieser Richtlinien, da fÃ¼r
die Beurteilung dieser Methode keine ausreichenden Unterlagen vorgelegt wurden
und daher die Voraussetzungen fÃ¼r eine Anerkennung der Methode in der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung noch nicht vorliegen.". Die Phase der Erprobung der
ICSI sei bislang noch nicht abgeschlossen. Insoweit kÃ¶nnten die Antragsteller auch
keinen Anspruch daraus herleiten, dass der Beschluss des Bundesausschusses der
Ã�rzte und Krankenkassen schon aus dem Jahr 1997 stamme. Auch aus dem
Gesichtspunkt eines Mangels des gesetzlichen Leistungssystems kÃ¶nnten die BF
einen Anspruch auf die beantragte ICSI nicht herleiten.

Gegen den den BF am 17. November 2000 zugestellten Beschluss richtet sich die
am 18. Dezember 2000 (Montag) eingelegte Beschwerde, der das SG nicht
abgeholfen hat.
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Unter dem 17. Januar 2001 erlieÃ� die BG einen ablehnenden
Widerspruchsbescheid.

Die BF tragen vor, die ICSI sei eine hinreichend erprobte Behandlungsmethode.
Insbesondere zeige die Vergangenheit, dass sie bei ihnen durchaus erfolgreich sei.
Das LSG Niedersachsen halte nach seinem Urteil vom 23. Februar 2000 (Az: L 4 KR
130/98) den in den Richtlinien des Bundesausschusses der Ã�rzte und
Krankenkassen Ã¼ber Ã¤rztliche MaÃ�nahmen zur kÃ¼nstlichen Befruchtung vom
14. August 1990 in der Fassung vom 01. Oktober 1997 vorgenommenen Ausschluss
der ICSI fÃ¼r nichtig. Der Bundesausschuss habe seit drei Jahren wohl keine
TÃ¤tigkeit mehr in dieser Richtung entfaltet. Im Hinblick auf die mittlerweile
medizinisch als sinnvoll, zweckmÃ¤Ã�ig und dem medizinischen Fortschritt
entsprechende kÃ¼nstliche Befruchtungsmethode dÃ¼rfte es an der Zeit sein, die
UntÃ¤tigkeit des Bundesausschusses durch gerichtliche Rechtsetzung zu ersetzen.
Mit zunehmender Zeitdauer bestehe die Gefahr, dass die kÃ¼nstliche Befruchtung
mit Eigenspermien des BeschwerdefÃ¼hrers nicht mehr gewÃ¤hrleistet sei.

Sie beantragen (sinngemÃ¤Ã�),

den Beschluss des Sozialgerichts Dresden vom 13. November 2000 aufzuheben und
die BG im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, die Kosten fÃ¼r eine
intrazytoplasmatische Spermieninjektion (ICSI) nebst allen damit im
Zusammenhang stehenden Leistungen, wie Laboruntersuchungen, Ultraschall,
Voruntersuchung, Stimmulation- und IVF-Behandlung in der gynÃ¤kologischen
Gemeinschaftspraxis Dr. H â�¦, Dr. J â�¦ und Dr. G â�¦ in Leipzig zu Ã¼bernehmen.

Die BG verweist auf ihr bisheriges Vorbringen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten beider
RechtszÃ¼ge und die beigezogene Verwaltungsakte verwiesen.

II.

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Die Entscheidung des SG
ist nach summarischer PrÃ¼fung im Ergebnis nicht zu beanstanden.

Obleich der einstweilige Rechtsschutz im Sozialgerichtsgesetz (SGG) derzeit nur
teilweise geregelt ist, kÃ¶nnen einstweilige Anordnungen auch von den Gerichten
der Sozialgerichtsbarkeit erlassen werden, wobei Â§ 123
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) entsprechend heranzuziehen ist (BVerfG,
Beschluss vom 19. Oktober 1997, Az: 2 BvR 42/76, BVerfGE 46, 146 = NJW 1978,
693; Meyer-Ladewig, Sozialgerichtsgesetz mit ErlÃ¤uterungen, 6. Auflage, Â§ 97 Rn.
2 und 22 ff. m. w. N.).

Die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass der angestrebten Eilentscheidung liegen nicht
vor. Es kann dahingestellt bleiben, ob die BF Ã¼berhaupt einen Anspruch auf
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine ICSI gegenÃ¼ber der BG haben. FÃ¼r den Erlass
einer Eilentscheidung fehlt es an der erforderlichen Dringlichkeit
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(Anordnungsgrund). Insoweit muss die Gefahr bestehen, dass durch eine
VerÃ¤nderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines Rechts der BF
vereitelt oder wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte, oder es muss eine Regelung
eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis nÃ¶tig
sein, um â�� vor allem bei dauernden RechtsverhÃ¤ltnissen â�� wesentliche
Nachteile abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern oder aus anderen
GrÃ¼nden (Meyer-Ladewig a. a. O. Â§ 97 Rn 23). Gemessen hieran ist â�� jedenfalls
nach dem Vorbringen der Beteiligten â�� nicht zu ersehen, dass den BF, soweit die
Anordnung nicht erginge, wesentliche, ohne die Anordnung nicht
wiedergutzumachende und in diesem Sinne "irreparable" Nachteile drohen. Die BF
tragen vor, mit zunehmender Zeitdauer bestehe die Gefahr, dass die kÃ¼nstliche
Befruchtung mit Eigenspermien des BeschwerdefÃ¼hrers nicht mehr
gewÃ¤hrleistet sei. Aus den vorliegenden Unterlagen ist jedoch kein Fortschreiten
der angeblichen Regelwidrigkeit OAT-Syndroms im Sinne einer konkreten Gefahr
ersichtlich. Es liegen vor allem keine Tatsachen vor, die auf eine unmittelbar
bevorstehende VerÃ¤nderung schlieÃ�en lassen. Nach Auffassung des Senats ist
insgesamt nicht zu ersehen, aus welchen GrÃ¼nden der von den BF erhobene
Anspruch nicht im prozessual gebotenen Hauptsacheverfahren beurteilt werden
kÃ¶nnte. Soweit die BF Grundrechtsposition anfÃ¼hren, gilt nichts anderes.

Soweit das BSG mit Urteil vom 03. April 2001 (Az: B 1 KR 40/00 R u.a.) Ã¼ber die
hier streitige Leistung Entscheidungen getroffen hat, ergibt sich daraus kein Grund
fÃ¼r den Erlass der angestrebten Eilentscheidung. Denn insoweit ist, jedenfalls auf
der Grundlage der hier gebotenen summarischen PrÃ¼fung, die RechtmÃ¤Ã�igkeit
des ablehnenden Bescheides der BG gerade auf der Grundlage der Entscheidungen
des BSG der abschlieÃ�enden richterlichen Beurteilung nicht mit der gebotenen
Ã�berzeugung zugÃ¤nglich. Dies ist dem Hauptsacheverfahren vorbehalten.

Aus den genannten GrÃ¼nden hatte die Beschwerde keinen Erfolg. Unter
BerÃ¼cksichtigung der Urteile des Bundessozialgerichts vom 03. April 2001 (a.a.O.)
dÃ¼rfte jedoch das Hauptsacheverfahren alsbald seinen Abschluss finden.
Anwendung des Â§ 193 Abs. 1 SGG.

Diese Entscheidung ist endgÃ¼ltig (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 09.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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